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Verordnung
zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gemäß  

§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuches für das Gebiet „Klausenerplatz“  
im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf, Ortsteil Charlottenburg

Vom 10. Dezember 2019

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) in Verbindung mit § 30 des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuches (AG BauGB) in der Fassung 
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird 
verordnet:

§ 1 
Geltungsbereich des Erhaltungsgebiets „Klausenerplatz“

Die Verordnung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB gilt für 
das in der anliegenden Karte (Anlage) im Maßstab 1 : 5.000 [A4] 
mit einer schwarzen Linie eingegrenzte Gebiet „Klausenerplatz“ im 
Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, Ortsteil Charlotten-
burg. 
Der Geltungsbereich umfasst die Fläche innerhalb folgender Gren-
zen:

nördlich 	 �entlang Spandauer Damm 90-78 (gerade) – So-
phie-Charlotten-Straße 19 – entlang Sophie-Char-
lotten-Straße 105 A bis 114 – nördlich und 
östliche Grundstückgrenze 114 – nördliche 
Grundstücksgrenze 113 – östliche Grundstücks
grenze 113 – nördliche Grundstücksgrenze Moll
witzstraße 6-10

östlich 	� östliche Grundstücksgrenze Mollwitzstraße 6-10 
– östliche Grundstücksgrenze Spandauer Damm 
40-42D – nördlich Grünanlage Klausenerplatz – 
nördlich Spandauer Damm 29-17 (ungerade), ent
lang Schloßstraße 1A bis 25

südlich	 entlang Knobelsdorffstraße 2 bis 62 (gerade)
westlich	 entlang der Bahn- und Stadtringtrasse

Die Karte mit dem Geltungsbereich ist Bestandteil dieser Verord-
nung.

§ 2 
Gegenstand der Verordnung für das Erhaltungsgebiet  

„Klausenerplatz“
Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung be-

dürfen in dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Ände-
rung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmi-
gung. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung aus besonderen städtebaulichen 
Gründen erhalten werden soll. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn auch unter Berücksichtigung des Allgemeinwohls die Erhal-
tung der baulichen Anlage wirtschaftlich nicht mehr zumutbar ist. 
Sie ist ferner zu erteilen, wenn die Änderung einer baulichen Anla-
ge der Herstellung eines zeitgemäßen Ausstattungszustandes einer 
durchschnittlichen Wohnung unter Berücksichtigung der bauord-
nungsrechtlichen Mindestanforderungen dient, sowie wenn die Än-
derung einer baulichen Anlage der Anpassung an die baulichen und 
anlagetechnischen Mindestanforderungen der Energieeinsparver-
ordnung dient.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Char-
lottenburg-Wilmersdorf von Berlin.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage  innerhalb des Geltungsbereiches des 
Erhaltungsgebiets „Klausenerplatz“ gemäß §  1 dieser Verordnung 
ohne die dafür nach § 2 dieser Verordnung erforderliche Genehmi-
gung rückbaut oder ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 
BauGB ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 BauGB mit 
einer Geldbuße belegt werden. 

§ 5 
Ausnahmen

§ 2 dieser Verordnung ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die 
den in § 26 Nummer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und 
nicht auf die in § 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. 
Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin unterrich-
tet die Bedarfsträger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. 
Beabsichtigt ein Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im 
Sinne von § 2 dieser Verordnung, hat er dies dem Bezirksamt anzu-
zeigen.

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1  bis 3 des Baugesetz-

buches beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, 

2.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuches beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,

3.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Rechtsverordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen 
Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Dezember 2019

Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin

N a u m a n n
Bezirksbürgermeister

S c h r u o f f e n e g e r
Bezirksstadtrat
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Die Anlage zu § 1 der BVG-Benutzungsgebührenordnung vom 26. November 2019 (GVBl. S. 754) lautet richtig wie folgt:

„Anlage zu § 1
Gebührenverzeichnis

Tarifstelle Art der Benutzung von Einrichtungen der BVG und die damit in 
Zusammenhang stehende Inanspruchnahme von Leistungen

Berechnungseinheit Gebühr

1 Umsetzen von Fahrzeugen von Flächen des öffentlichen Perso
nennahverkehrs (ÖPNV), sofern sich die Maßnahme gegen die 
nach den §§ 13 und 14 des Allgemeinen Sicherheits- und Ord- 
nungsgesetzes Verantwortlichen richtet oder die Gebührenpflicht 
nach § 9 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge entstanden ist

a)	 vollzogene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges, Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässi-
ger Gesamtmasse und anderer Fahrzeuge in entspre-
chender Größe

b)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges, Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässi-
ger Gesamtmasse und anderer Fahrzeuge in entspre-
chender Größe

c)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung 
eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, Transporters oder 
Motorrades bis 3,5 t zulässiger Gesamtmasse und ande-
rer Fahrzeuge in entsprechender Größe

d)	 vollzogene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges oder Transporters mit einer zulässigen Gesamt-
masse über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechen-
der Größe

e)	 begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombinationsfahr-
zeuges oder Transporters mit einer zulässigen Gesamt-
masse über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in entsprechen-
der Größe

f)	 Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Umsetzung 
eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges oder Transporters 
mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 t und ande-
rer Fahrzeuge in entsprechender Größe

g)	 Vermiedene Umsetzung bei Fahrzeugen aller Art
Die Umsetzung gilt bei Fahrzeugen, die durch ein Abschleppfahr-
zeug auf der Ladefläche bzw. in der Hubbrille umgesetzt werden 
sollen, als vollzogen, wenn das umzusetzende Fahrzeug verladen 
und das Abschleppfahrzeug abfahrbereit ist. In allen anderen Fäl-
len (z.B. Versetzen durch den Kran, mittels Handwagen, manuel-
les Umsetzen) gilt die Umsetzung als vollzogen, wenn das Fahr-
zeug an dem neuen Standort abgestellt worden ist.
Eine Umsetzung gilt als begonnen, wenn Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter der BVG am Einsatzort erste Arbeitsschritte zur Um-
setzung des Fahrzeugs mittels technischer Hilfsmittel (z.B. Stütz-
fuß ausfahren, Klammern anlegen, Hubbrille ansetzen, Einsatz 
von Wagenhebern, Nachschlüsseln oder Werkzeug usw.) eingelei-
tet haben. Es ist dabei unerheblich, ob eine Verbindung zwischen 
dem technischen Hilfsmittel und dem umzusetzenden Fahrzeug 
entstanden ist.
Eine Leerfahrt liegt vor, wenn Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
der BVG den Abschleppwagen bestellt haben und der Abschlepp-
wagen sich auf den Weg zum Einsatzort gemacht hat, unabhängig 
davon, ob der Abschleppwagen bereits am Einsatzort erschienen ist.
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Bei mehreren in unmittelbarer Nähe abgestellten Fahrzeugen wird 
im Falle einer Leerfahrt für jedes Fahrzeug nur eine Gebühr in 
Höhe eines gleichen Anteils an dem Gebührensatz für eine Leer-
fahrt erhoben.
Eine vermiedene Umsetzung liegt vor, wenn der Fahrzeughalter 
oder die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeugführer oder die Fahr-
zeugführerin mit dem Ziel, dass er oder sie oder eine andere be-
rechtigte Person das Fahrzeug selbst entfernt, oder Hinweise am 
Fahrzeug oder sonstige Wahrnehmungen ermittelt und in der 
Wohnung, dem Haus, dem Ladengeschäft oder an einer sonstigen 
Örtlichkeit aufgesucht und dadurch eine Bestellung des Ab-
schleppwagens durch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der BVG 
vermieden werden konnte. Dies gilt auch, wenn die Aufsuche/
Kontaktaufnahme auf Veranlassung von Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeitern der BVG durch einen Dritten (z.B. Nachbarin oder 
Nachbar, Bekannte oder Bekannter) erfolgt. „
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